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30. Juli 2025 | Bundesagentur für Arbeit  

Stellungnahme der Bundesagentur für 
Arbeit zum Referentenentwurf eines 
Gesetzes zur weiteren Digitalisierung 
der Zwangsvollstreckung vom 9. Juli 
2025 

 

Vorbemerkung 
 

 

● Die Bundesagentur für Arbeit wurde im Rahmen der Verbändeanhörung um 

eine Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur weiteren Di-

gitalisierung der Zwangsvollstreckung gebeten. 

● Die Bundesagentur für Arbeit nimmt zu ausgewählten Regelungen des Refe-

rentenentwurfs Stellung. 
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Stellungnahme 

1 Allgemein 

Die Bundesagentur für Arbeit begrüßt die geplanten gesetzlichen Anpassungen. 

Sie erhofft sich von der Rechtsänderung eine verwaltungsinterne Prozessver-

schlankung und weitere Vermeidung von Medienbrüchen. Vor allem die teilweise 

Ablösung papierbasierter Kommunikation zugunsten elektronischer Dokumente 

und deren Versendung zwischen den Beteiligten im Vollstreckungsverfahren dürf-

ten in den Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit und den Jobcentern interne 

Prozesse vereinfachen und Ressourcen einsparen. 

Darüber hinaus ist damit zu rechnen, dass das Risiko des Verlusts der Vollstre-

ckungstitel – wie auf dem Postweg gegeben – deutlich verringert werden kann. 

2 Artikel 1, § 753 ZPO – Vollstreckung durch 

Gerichtsvollzieher; elektronischer Rechtsverkehr; 

Verordnungsermächtigungen 

2.1 Beschreibung des Inhalts der rechtlichen Änderung 

Die Neufassung der Verordnungsermächtigungen in § 753 Satz 2, § 758a Absatz 

6 Satz 3, § 829 Absatz 4 Satz 2 ZPO-E zur Vorbereitung einer Ergänzung der 

Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung (ZVFV) sieht eine zusätzliche Ver-

pflichtung für bereits nach geltender Rechtslage zur elektronischen Einreichung 

verpflichtete professionelle Einreicher von (formulargebundenen) Anträge und Auf-

träge in der Zwangsvollstreckung vor, indem die Einsendung der Anträge und Auf-

träge im XJustiz-Format oder zumindest in einem elektronisch änderbaren PDF-

Format obligatorisch wird.  

2.2 Bewertung 

Falls keine Ausnahmeregelung möglich sein sollte, sollte zumindest eine ange-

messene Frist bzw. Übergangszeit  für die Anpassung der IT-Systeme eingeräumt 

werden, damit Architektur und Prozesse für diese Anforderungen in der Bunde-

sagentur für Arbeit weiterentwickelt werden können. Die Bundesagentur für Arbeit 

regt eine entsprechende Anpassung von § 6 ZVFV an. 

In dem Zusammenhang weist die Bundesagentur für Arbeit darauf hin, dass eine 

„zwingende“ Regelung für eine Behörde eine schwer bzw. nicht zu überwindende 

Hürde darstellen kann, wenn beispielsweise das E-Akte-System aufgrund der Ar-

chitektur oder durch Vorschriften für die betriebliche Zulassung oder wegen einzu-

haltender Sicherheitsstandards (insbesondere bei kritischer Infrastruktur) eine 

Nutzung von anderen PDF-Formaten mit editierbaren Textfeldern sowie veränder-

bare PDF-Formate nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohen Aufwänden er-

laubt. 
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Gerichte könnten ersatzweise eines der zahlreichen am Markt erhältlichen Soft-

wareprodukte nutzen, um ein elektronisch veränderbares PDF-Dokument zu er-

zeugen (von einem vorliegenden PDF-Dokument wird eine Kopie erzeugt, in der 

vor dem finalen Speichern gewünschte Textänderungen vorgenommen werden 

können). 

3 Artikel 1, Nummer 12, § 829 ZPO – Pfändung einer 

Geldforderung 

3.1 Beschreibung des Inhalts der rechtlichen Änderung 

In § 829 Absatz 4 Satz 3 ZPO wird durch den folgenden Satz ersetzt: Die Rechts-

verordnung kann für diese Formulare besondere technische Rahmenbedingungen 

für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung bestimmen.  

3.2 Bewertung 

Die vorgesehene Rechtsänderung, dass die Einreichung von editierbaren, also 

durch das Gericht elektronisch veränderbaren PDF-Dokumenten beabsichtigt 

wird, sollte nach Ansicht der Bundesagentur für Arbeit Ausnahmen zulassen. 

Falls keine Ausnahmeregelung möglich sein sollte, sollte zumindest eine ange-

messene Frist bzw. Übergangszeit  für die Anpassung der IT-Systeme eingeräumt 

werden, damit Architektur und Prozesse für diese Anforderungen in der Bunde-

sagentur für Arbeit weiterentwickelt werden können. Die Bundesagentur für Arbeit 

regt eine entsprechende Anpassung von § 6 ZVFV an. 

In dem Zusammenhang weist die Bundesagentur für Arbeit darauf hin, dass eine 

„zwingende“ Regelung für eine Behörde eine schwer bzw. nicht zu überwindende 

Hürde darstellen kann, wenn beispielsweise das E-Akte-System aufgrund der Ar-

chitektur oder durch Vorschriften für die betriebliche Zulassung oder wegen einzu-

haltender Sicherheitsstandards (insbesondere bei kritischer Infrastruktur) eine 

Nutzung von anderen PDF-Formaten mit editierbaren Textfeldern sowie veränder-

bare PDF-Formate nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohen Aufwänden er-

laubt. 

Gerichte könnten ersatzweise eines der zahlreichen am Markt erhältlichen Soft-

wareprodukte nutzen, um ein elektronisch veränderbares PDF-Dokument zu er-

zeugen (von einem vorliegenden PDF-Dokument wird eine Kopie erzeugt, in der 

vor dem finalen Speichern gewünschte Textänderungen vorgenommen werden 

können). 
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4 Artikel 14, § 66 SGB X – Vollstreckung 

4.1 Beschreibung des Inhalts der rechtlichen Änderung 

Der Referentenentwurf sieht redaktionelle Änderungen zu § 66 SGB X vor. Der 

Kern der gesetzgeberischen Bestrebung, den Formularzwang bei elektronischen 

Vollstreckungsaufträgen zu entschärfen, wird nicht verändert. 

4.2 Bewertung 

Die Neuregelung zu Bevollmächtigten hat keine Relevanz für die Bundesagentur 

für Arbeit, da sie für die Vollstreckung ihrer Forderungen die Hauptzollämter bzw. 

Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher beauftragt. Die Bundesagentur für 

Arbeit vollstreckt nicht selbst und setzt daher keine externen Rechtsanwälte im 

Rahmen der Zwangsvollstreckung ein. 

Die Neuregelung in § 66 Absatz 6 SGB X hat allerdings unmittelbare Auswirkung 

auf die Jobcenter in gemeinsamer Einrichtung, die Forderungen aus rückständi-

gem Unterhalt als zivilrechtliche Geldforderungen im Bereich der Unterhaltsheran-

ziehung selbst einziehen. Sie profitieren nicht von der Ausnahmeregelung des § 

66 Absatz 4 SGB X. Sie trifft damit die Verpflichtung zur Nutzung der mit Rechts-

verordnung nach § 753 Absatz 3, § 758a Absatz 6 und § 829 Absatz 4 der Zivil-

prozessordnung eingeführten Formulare. 


